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2. Instanz
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Datum 06.05.2021

3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde des Antragsgegners gegen den Beschluss des Sozialgerichts Kiel
vom 22.Â April 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Die Antragsgegner erstattet die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der
Antragsteller auch fÃ¼r das Beschwerdeverfahren.

GrÃ¼nde:

I. 

Streitig ist die Feststellung der aufschiebenden Wirkung einer Klage gegen
Erstattungsbescheide in Gestalt des Widerspruchsbescheides und in diesem Kontext
die Frist fÃ¼r die Erhebung des Widerspruchs.

Der Antragsgegner nimmt seit dem 15. Januar 2018 am elektronischen
Rechtsverkehr mittels elektronischem Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP)
teil, die BehÃ¶rdenadresse ist in dem EGVP-Verzeichnis gelistet. Eine MÃ¶glichkeit
zum Empfang von E-Mails mit elektronischer Signatur (De-Mail) besteht nicht. 
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Mit Bescheiden vom 21. Oktober 2020 bei endgÃ¼ltiger Festsetzung forderte der
Antragsgegner von den Antragstellern die Erstattung von Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts in HÃ¶he von insgesamt 1.878.27 â�¬. Der Bescheid enthÃ¤lt
als Briefkopf die BehÃ¶rdenbezeichnung und neben der Durchwahl und
Telefaxnummer des Antragsgegners eine E-Mail-Adresse (Jobcenter-
Kiel.team210@jobcenter-ge.de). Dem Bescheid ist die folgende
Rechtsmittelbelehrung angefÃ¼gt:

â��Gegen diesen Bescheid kann jeder Betroffene oder ein von ihm
bevollmÃ¤chtigter Dritter innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch
erheben. FÃ¼r minderjÃ¤hrige oder nicht geschÃ¤ftsfÃ¤hige Personen handelt
deren gesetzlicher Vertreter. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift
bei der im Briefkopf genannten Stelle einzulegen.

Soweit der Widerspruch durch eine/n BevollmÃ¤chtigte RechtsanwÃ¤ltin

/Rechtsanwalt eingelegt wird, kann diese/r zur wirksamen Ersetzung der Schriftform
den Widerspruch als elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur versehen ist, auch Ã¼ber das besondere Anwaltspostfach
(beA), Ã¼bermitteln.â��

Am 28. Dezember 2020 erhob die anwaltliche BevollmÃ¤chtigte der Antragsteller
Widerspruch gegen die Bescheide vom 21. Oktober 2020. Mit Widerspruchsbescheid
vom 20. Januar 2021 wies der Antragsgegner den Widerspruch wegen Verfristung
als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ck. Die dagegen am 22. Februar 2021 erhobene Klage ist
beim Sozialgericht Kiel unter dem Aktenzeichen S 31 AS 47/21 anhÃ¤ngig.

Auf einen entsprechenden Eilantrag hat das Sozialgericht Kiel mit Beschluss vom
22. April 2021 festgestellt, dass die am 22. Februar 2021 erhobene Klage gegen die
Erstattungsbescheide vom 21. Oktober 2020 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 20. Januar 2021 aufschiebende Wirkung hat. Der Widerspruch sei zwar nicht
innerhalb eines Monats nach Zugang der Bescheide erhoben worden. Die
Rechtsbehelfsbelehrung in den Bescheiden des Antragstellers sei jedoch
unvollstÃ¤ndig, da nicht vollstÃ¤ndig und zutreffend Ã¼ber die MÃ¶glichkeit, den
Rechtsbehelf elektronisch einzulegen, belehrt worden sei. Aufgrund dieser
Unrichtigkeit sei der nach Â§ 66 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) binnen Jahresfrist
erhobene Widerspruch fristgerecht eingelegt worden.

Dagegen wendet sich der Antragsgegner mit seiner am 26. April 2021 erhobenen
Beschwerde. Entgegen der Auffassung des Sozialgerichts gelte vorliegend nicht die
Jahresfrist. Dies habe zur Folge, dass die WidersprÃ¼che hier nicht fristgerecht
erhoben worden seien. Die Rechtsbehelfsbelehrung habe zutreffend und
vollstÃ¤ndig informiert. Sie entspreche Â§ 36 a Abs. 1 SGB I, denn aktuell kÃ¶nne
ein Widerspruch zur wirksamen Ersetzung der Schriftform als elektronisches
Dokument mit qualifizierte elektronische Signatur nur Ã¼ber das besondere
Anwaltspostfach (beA) an den Antragsgegner Ã¼bermittelt werden. Das Jobcenter
Kiel verfÃ¼ge Ã¼ber keine De-Mailadresse oder Ã�hnliches, sodass diesbezÃ¼glich
auch nicht zu belehren gewesen sei. Es sei auch nicht darÃ¼ber zu belehren, dass
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ein lediglich mit einfacher E-Mail ohne qualifizierte elektronische Signatur
Ã¼bermittelter Widerspruch nicht dem Schriftformerfordernis entspreche. Im
Gegenteil wÃ¤re ein allgemeiner Hinweis auf die MÃ¶glichkeit, den Widerspruch in
elektronischer Form nach Â§ 36 a SGB I erheben zu kÃ¶nnen -ohne Konkretisierung-
aktuell irrefÃ¼hrend gewesen. SchlieÃ�lich dÃ¼rfte eine Rechtsmittelbelehrung
auch nicht Ã¼berfrachtet werden.

Der Antragsgegner beantragt,

den Beschluss des Sozialgerichts vom 22. April 2021 aufzuheben und 

den Antrag abzulehnen. 

Die Antragsteller beantragen,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Beschwerde als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung beziehen sie sich auf die erstinstanzliche Entscheidung. Es liege
sowohl eine konkludente Widmung mit der elektronischen Kommunikation Ã¼ber
das EGVP vor als auch eine ausdrÃ¼ckliche ErÃ¶ffnung fÃ¼r die spezielle
Benutzergruppe der Anwaltschaft. Eine BeschrÃ¤nkung auf eine bestimmte
Benutzergruppe sei jedoch nicht mÃ¶glich.

II. 

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat zutreffend
festgestellt, dass die am 22. Februar 2021 zum Aktenzeichen S 31 AS 47/21
erhobene Klage gegen die Erstattungsbescheide vom 21. Oktober 2020 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 20. Januar 2021 aufschiebende Wirkung hat.
Nach eigener PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage nimmt der Senat zur Vermeidung
von Wiederholungen auf die zutreffende BegrÃ¼ndung des erstinstanzlichen
Beschlusses Bezug (Â§Â 142 Abs.Â 2 SatzÂ 3 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG).

Auch das Beschwerdevorbringen rechtfertigt keine andere Entscheidung. Der
Widerspruch ist zwar auÃ�erhalb der Monatsfrist erhoben worden, er ist jedoch
nicht verspÃ¤tet, weil aufgrund einer unzutreffenden Rechtsmittelbelehrung die
Einlegung des Rechtsbehelfs innerhalb eines Jahres seit Zustellung, ErÃ¶ffnung oder
VerkÃ¼ndung zulÃ¤ssig ist (Â§ 66 Abs. 2 Satz 1 SGG). 

Die Rechtsmittelbelehrung des Antragsgegners ist unzutreffend, da er nicht Ã¼ber
die MÃ¶glichkeit der elektronischen Einreichung durch die Antragsteller belehrt hat.
Der Antragsgegner hat vielmehr ausdrÃ¼cklich darauf hingewiesen, dass (nur)
bevollmÃ¤chtigte RechtsanwÃ¤ltinnen und RechtsanwÃ¤lte WidersprÃ¼che durch
ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
versehen ist, Ã¼ber das besondere Anwaltspostfach Ã¼bermitteln kÃ¶nnen. Daraus
lÃ¤sst sich im Umkehrschluss ableiten, dass ein Widerspruch im Ã�brigen nur
schriftlich oder zur Niederschrift bei der im Briefkopf genannten Stelle mÃ¶glich ist.
In diesem Sinne mÃ¶chte der Antragsgegner auch die WiderspruchsmÃ¶glichkeit
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handhaben, nach seinem VerstÃ¤ndnis sollen WidersprÃ¼che durch Naturparteien
nicht elektronisch Ã¼ber das EGVP erfolgen (kÃ¶nnen).

Dies entspricht jedoch nicht der Rechtslage und auch nicht den technischen
MÃ¶glichkeiten des Antragsgegners. Nach Â§ 36 a Abs. 1 SGB I ist die
Ã�bermittlung elektronischer Dokumente zulÃ¤ssig, soweit der EmpfÃ¤nger
hierfÃ¼r einen Zugang erÃ¶ffnet. ErÃ¶ffnen bedeutet dabei mehr als ein rein
technischer Zugang etwa im Rahmen eines Testbetriebes. ErÃ¶ffnen bedeutet am
MaÃ�stab einer digitalen ZugangsermÃ¶glichung die MÃ¶glichkeit der Nutzung von
digitalen BehÃ¶rdenadressen. Dabei kann offenbleiben, ob die hier vorgenommene
Verwendung einer E-Mail Kennung auf dem Briefkopf des Bescheides bereits fÃ¼r
die Annahme ausreicht, dass die elektronische Kommunikation ermÃ¶glicht sein
soll. Im Kontext mit den besonderen Anforderungen an die elektronische Einlegung
eines Widerspruchs, die in der Rechtsmittelbelehrung auch ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt
sind, kÃ¶nnte dies unzureichend sein. Die konkludente Widmung durch den
Antragsgegner besteht jedoch darin, dass der Antragsgegner sich fÃ¼r die Nutzung
der digitalen Kommunikation spÃ¤testens mit Aufnahme der BehÃ¶rdenadresse in
das Adressverzeichnis des EGVP empfangsbereit gezeigt hat. DafÃ¼r ist kein
aktives Tun erforderlich, der Antragsgegner hat seine Listung in einem hierfÃ¼r
vorgesehenen Ã¶ffentlichen Verzeichnis bewusst hingenommen. Dass er subjektiv
nur mit bestimmten Institutionen und nicht mit Naturparteien kommunizieren
wollte, ist unerheblich. Es kommt auch nicht darauf an, ob er auf der homepage
oder in den MerkblÃ¤ttern direkt auf den Zugang hinweist und so nach auÃ�en kein
aktiver Wille des Antragsgegners erkennbar ist, wonach Naturparteien
WidersprÃ¼che mittels EGVP einlegen kÃ¶nnen (idS jedoch SG LÃ¼beck, Urteil vom
16. Oktober 2020, S 16 AS 116/19, juris). Die (tatsÃ¤chliche) Einrichtung eines
besonderen elektronischen BehÃ¶rdenpostfachs (beBPo), das sowohl BÃ¼rger
Ã¼ber einen EGVP-Client und RechtsanwÃ¤ltinnen und RechtsanwÃ¤lte Ã¼ber ihr
besonderes elektronisches Anwaltspostfach (beA) ohne Weiteres erreichen
kÃ¶nnen, bewirkt automatisch die ErÃ¶ffnung des Zugangs Ã¼ber das besondere
BehÃ¶rdenpostfach (beBPo), weil dieses im EGVP-Adressbuch fÃ¼r jeden sichtbar
ist (MÃ¼ller in: Ory/Weth, jurisPK-ERV Band 3, 1. Aufl., Â§Â 36a SGBÂ I (Stand:
03.05.2021), Rn. 29). Auf das entsprechende EGVP-Verzeichnis fÃ¼r BehÃ¶rden in
Schleswig-Holstein wird auch im Internetauftritt des EGVP in allgemeiner Form
hinwiesen. 

Dem Antragsgegner ist es verwehrt, den Zugang fÃ¼r die elektronische
Kommunikation auf einen bestimmten Kreis potentieller Absender zu beschrÃ¤nken.
Auch wenn der Antragsgegner zunÃ¤chst nur mit den Gerichten und dann mit der
Anwaltschaft kommunizieren wollte, war nach Â§ 36 a Abs. 1 SGB I mit der
Aufnahme des EGVP der generelle Zugang elektronisch erÃ¶ffnet (idS auch SG
Berlin, Urteil vom 8. Dezember 2020, S 179 AS 10734/19). Im Ã�brigen entspricht
der Antragsgegner damit auch seiner Verpflichtung aus Â§Â 52 b Abs.Â 1
Landesverwaltungsgesetz (LVwG SH), wonach seit dem 1. Januar 2018 jede
BehÃ¶rde in Schleswig-Holstein einen Zugang fÃ¼r die Ã�bermittlung
elektronischer Dokumente erÃ¶ffnet (ausfÃ¼hrlich hierzu bereits die Entscheidung
des erkennenden Senats, Beschluss vom 20.Â Dezember 2018Â â�� L 6 AS 202/18
B ERÂ â��, Rn. 21, juris). 
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Auch wenn es fÃ¼r Privatpersonen wenig praktikabel sein mag, besteht auch fÃ¼r
diese die MÃ¶glichkeit, eine elektronische Signaturkarte bei der
Bundesnotarkammer zu erwerben und den EGVP mit dem Antragsgegner
rechtswirksam zu nutzen. Es ist nicht erkennbar, dass ein von einer Naturpartei
formgemÃ¤Ã� Ã¼ber das EGVP mit einer eigenen digitalen Signatur erhobener
Widerspruch von dem Antragsgegner wegen Verletzung von Formvorschriften als
unzulÃ¤ssig verworfen werden kÃ¶nnte. Daraus ergibt sich, dass auch Ã¼ber eine
solche MÃ¶glichkeit in der Rechtsbehelfsbelehrung zumindest in allgemeiner Form
unterrichtet werden muss. 

Die Kostenentscheidung ergeht entsprechend Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

Der Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG)

Erstellt am: 29.12.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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